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Gesetz 
vom 12. Mai 2004 

über die Abänderung des Allgemeinen 
bürgerlichen Gesetzbuches 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch vom 1. Juni 1811, im Fürsten-
tum Liechtenstein eingeführt aufgrund der Fürstlichen Verordnung vom 
18. Februar 1812, in der Fassung des Gesetzes vom 10. November 1976, 
LGBl. 1976 Nr. 75, wird wie folgt abgeändert: 

§ 1000 

1) An Zinsen, die ohne Bestimmung der Höhe vereinbart worden sind 
oder aus dem Gesetz gebühren, sind, sofern nicht anders bestimmt ist, 
fünf vom Hundert auf ein Jahr zu entrichten. 

2) Der Gläubiger einer Geldforderung kann Zinsen von Zinsen verlan-
gen, wenn die Parteien dies ausdrücklich vereinbart haben. Sonst kann er, 
sofern fällige Zinsen eingeklagt werden, Zinseszinsen vom Tag der Streit-
anhängigkeit an fordern. Wurde über die Höhe der Zinseszinsen keine 
Verabredung getroffen, so sind ebenfalls fünf vom Hundert auf ein Jahr 
zu entrichten. 
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3) Haben die Parteien über die Frist zur Zahlung der Zinsen keine Ver-
einbarung getroffen, so sind diese bei der Zurückzahlung des Kapitals 
oder, sofern der Vertrag auf mehrere Jahre abgeschlossen worden ist, jähr-
lich zu zahlen. 

Überschrift vor § 1333 

Besonders durch die Verzögerung der Zahlung. 

Gesetzliche Zinsen und weitere Schäden 

§ 1333 

1) Der Schaden, den der Schuldner seinem Gläubiger durch die Ver-
zögerung der Zahlung einer Geldforderung zugefügt hat, wird durch die 
gesetzlichen Zinsen (§ 1000 Abs. 1) vergütet. 

2) Bei der Verzögerung der Zahlung von Geldforderungen zwischen 
Unternehmern aus unternehmerischen Geschäften beträgt der gesetzliche 
Zinssatz acht Prozentpunkte über dem Bezugszinssatz. Dabei ist der 
Bezugszinssatz, der am letzten Kalendertag eines Halbjahres gilt, für das 
nächste Halbjahr massgebend. 

3) Der Gläubiger kann ausser den gesetzlichen Zinsen auch den Er-
satz anderer, vom Schuldner verschuldeter und ihm erwachsener Schäden 
geltend machen, insbesondere die notwendigen Kosten zweckentspre-
chender aussergerichtlicher Betreibungs- oder Einbringungsmassnahmen, 
soweit diese in einem angemessenen Verhältnis zur betriebenen Forde-
rung stehen. 

§ 1334 

Eine Verzögerung fällt einem Schuldner zur Last, wenn er den durch 
Gesetz oder Vertrag bestimmten Zahlungstag nicht einhält. Sofern die 
Parteien nichts anderes vereinbaren und gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist, hat der Schuldner seine Leistung bei vertragsgemässer Erbrin-
gung der Gegenleistung ohne unnötigen Aufschub nach der Erfüllung 
durch den Gläubiger oder, wenn die Parteien ein solches Verfahren ver-
einbart haben, nach der Abnahme oder Überprüfung der Leistung des 
Gläubigers oder, wenn die Forderung der Höhe nach noch nicht fest-
steht, nach dem Eingang der Rechnung oder einer gleichwertigen Zah-
lungsaufforderung zu erbringen. Ist die Zahlungszeit sonst nicht bestimmt, 
so trägt der Schuldner die Folgen der Zahlungsverzögerung, wenn er sich 
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nach dem Tag der gerichtlichen oder aussergerichtlichen Einmahnung nicht 
mit dem Gläubiger abgefunden hat. 

§ 1335 

Hat der Gläubiger die Zinsen ohne gerichtliche Einmahnung bis auf 
den Betrag der Hauptschuld steigen lassen, so erlischt das Recht, vom 
Kapital weiter Zinsen zu fordern, sofern es sich nicht um Geldforderungen 
gegen einen Unternehmer aus unternehmerischen Geschäften handelt. 
Vom Tage der Streitanhängigkeit an können jedoch neuerdings Zinsen 
verlangt werden. 

II. 

Umsetzung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2000/35/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. Juni 2000 zur Bekämp-
fung von Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr (EWR-Rechtssammlung: 
Anh. XII - 2.01). 

III. 

Aufhebung bisherigen Rechts 

Das Zins- und Wuchergesetz vom 24. November 1921, LGBl. 1921 
Nr. 24, wird aufgehoben. 

IV. 

Übergangsbestimmung 

Dieses Gesetz findet auf Verträge Anwendung, die nach seinem In-
krafttreten geschlossen wurden. 
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V. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage der Kundmachung in Kraft. 

gez. Hans-Adam 

gez. Otmar Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 


